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Mannschaften der libanesischen Armee auf einem Panzer beim Einmarsch in Sidon. (Bild afp)

Einzug der libanesischen Armee in Sidon
Die PLO verweigert die Ablieferung ihrer Waffen

Beirut, I. Juli, (afp) Die libanesische Armee ist am Montag morgen mit rund 6000 Mann
in die südlibanesische Hafenstadt Sidon eingerückt, um nach 16jähriger Herrschaft verschie-
dener Milizen auch hier die staatliche Autorität wiederherzustellen. Beim Versuch, die ir-regulären Kräfte zu entwaffnen, stiess die Armee allerdings auf einigen Widerstand.

A. H. Nikosia. I. Juli

Die reguläre libanesische Armee ist mit etwa
6000 Mann, unterstützt von Panzern, am Montag
vormittag in die Stadt Sidon eingezogen. Die Sol-
daten waren schon am Sonntag bis auf drei Kilo-
meter an die Stadt herangerückt; eine Vorhut
drang noch gleichentags ins Zentrum vor. Die Be-
völkerung empfing die Truppen mit Reis und Ro-
senwasser. Die lokale Miliz der sogenannten Nas-
seristischen Volkskräfte erklärte sich mit dem Ein-
marsch einverstanden, hat jedoch ihre Waffen bis
jetzt noch nicht abgeliefert. Ihr Führer, Mustapha
Saad, erklärte, man brauche diese, um sich gegen

die Israeli und die von ihnen finanzierte Südliba-
nesische Armee zu verteidigen, die den über Sidon
gelegenen Flecken Jezzine besetzt halten und erst
kürzlich wieder Sidon einmal beschossen haben.

Jezzine als Störfaktor
Auch die Palästinenser erklärten sich bereit, die

Besetzung des Südens durch die reguläre Armee
zu dulden und sogar zu fördern. Doch sie weiger-

ten sich, ihre Waffen abzugeben und die Armee in

Israelische Befürchtungen
über emeute Raketenangriffe

Reaktion auf die Angaben
Über geheime irakische Waffenpotentiale

gsz. Jerusalem, I. Juli

Mit jeder neuen Nachricht über die Versuche
Saddam Husseins, das irakische Potential an
Massenvernichtungswaffen den internationalen
Kontrollorganen zu verheimlichen, wachsen in
Israel die Befürchtungen vor einer neuen Zuspit-
zung der Lage. In der Sitzung des Kabinetts am
Sonntag gab Minister Olmert seiner Verbitterung
über die andauernde Bedrohung durch den Irak
Ausdruck. Es sei zu hoffen, dass die Amerikaner
den irakischen Angaben kein Vertrauen schenk-
ten, sagte Olmert. Auch wäre es wünschenswert,
wenn die amerikanische Luftwaffe den Ambitio-
nen Saddams mit ihrer Luftwaffe ein schnelles
Ende bereiten würde - so wie es vor zehn Jahren
Israel mit der Zerstörung des irakischen Atom-
reaktors Osirak demonstrierte. Allerdings ist sich
die israelische Bevölkerung bewusst, dass in
einem solchen Fall ein irakischer Verzweiflungs-
schlag mit Scud- Raketen gegen Israel keineswegs

auszuschliessen ist. Denn trotz der angekündigten
Verschrottung der etwa 150 irakischen Scud-
Raketen glaubt man nicht, dass damit die ballisti-
sche Kapazität des Iraks erschöpft ist. In einer
von der Zeitung «Ha'aretz» veröffentlichten Ana-
lyse des Militärexperten Ze'ev Schiff wird darauf
hingewiesen, dass es in einem derart grossen
Land wie dem Irak kein Problem ist, Raketen und
Abschussrampen in grossen Mengen versteckt zu
halten.

Ein irakischer Angriff während der Sommer-
monate würde die israelische Bevölkerung unvor-
bereitet treffen und könnte verheerende Auswir-
kungen haben. Die meisten antiballistischen
Raketenbatterien des Typs Patriot, die trotz ihrer
umstrittenen Erfolgsquote während des Golf-
kriegs eine sehr beruhigende Wirkung auf die
Zivilbevölkerung hatten, sind unterdessen abge-
zogen worden. Die hohen Sommertemperaturen
verunmöglichen einen längeren Aufenthalt in ab-
gedichteten Zimmern bei aufgesetzter Gasmaske
oder- für Säuglinge - in luftdichten Plasticzelten.
Es ist zu vermuten, dass die israelische Armee auf
einen irakischen Angriff heute unverzüglich mit
einem Gegenangriff reagieren würde. Dass die zu
grösseren Risiken bereiten israelischen Truppen
dies mit mehr Erfolg vollbringen könnten als die
Amerikaner, die sich darauf beschränkten, ver-
mutete Scud-Stellungen aus grosser Höhe zu
bombardieren, wird hier nicht in Frage gestellt.

den Lagern Ain-al-Helwe und Miye-Miye, östlich
von Sidon, zuzulassen, die sie beherrschen. Sie
haben gewisse Stellungen, die sie ausserhalb der
Lager besetzt hielten, der Armee übergeben;

andere aber behalten sie unter Kontrolle, weil sie
für den Abwehrkampf gegen die Südlibanesische
Armee und die Israeli wichtig seien.

Politische Absichten
Zwischen palästinensischen Bewaffneten, de-

nen auch gewisse fundamentalistische Kampf-
gruppen helfen, und der Armee soll es zu Wort-
gefechten gekommen sein. Bis zum Montag nach-
mittag wurden aber keine Kämpfe gemeldet.

Wahrscheinlich wird die Armee zunächst alle
Posten besetzen und sich in ihren neuen Stellun-
gen einrichten. Allerdings beharren beide Seiten,
die Palästinenser mit ihren fundamentalistischen
Verbündeten einerseits und die Armee anderseits,
auf ihren Standpunkten. Die Palästinenser haben
sich in früheren Jahren in Südbeirut blutige
Kämpfe mit den Amal-Milizen geliefert, um sich
das Recht, die Lager selbst zu verteidigen, zu
sichern. Die Armee und die Regierung von Bei-
rut, die hinter ihr steht, erklären, sie seien bereit,
mit den Palästinensern über die Art und Weise zu
verhandeln, wie diese ihre Waffen abgeben woll-
ten. Doch sie scheinen entschlossen, eine Ent-
waffnung der Palästinenser schrittweise durchzu-
führen. Hinter Beirut steht die Regierung von
Damaskus. Verteidigungsminister al-Murr und
Landwirtschaftsminister Dalloul begaben sich am
Sonntag nach Damaskus, um eine letzte Lage-
besprechung mit dem syrischen Vizepräsidenten
Khaddam zu führen.

Beirut und Damaskus wollen nicht auf die Ent-
waffnung der Palästinenser verzichten, weil eine
Ausnahmeregelung bei andern Milizen neue For-
derungen wecken würde. Ausserdem besteht der
politische Plan, möglichst rasch in der Uno den

Symptomtherapie am jugoslawischen Krisenherd
Mit der im zweiten Anlauf erzielten Ver-

einbarung über die Beendigung der Kämpfe
in Slowenien haben sich die drei Abgesand-

ten der EG befriedigt auf den Heimweg ge-

macht. Die Absprache ist verbunden mit
einer Einigung über die Wahl des Vorsitzen-
den des jugoslawischen Staatspräsidiums

und mit slowenischen und kroatischen Zu-
sicherungen über ein einstweiliges Stillhalten
auf dem Weg zur vollständigen Unabhängig-
keit. Inzwischen ist die von Serbien bisher
verhinderte Wahl des Kroaten Mesic erfolgt,
der dem verfassungsmässigen Turnus gemäss

an der Reihe war. Allerdings bleibt dabei
völlig zweifelhaft, welche Rolle dieses Gre-
mium, dem nach der Verfassung das Ober-
kommando über die Armee zusteht, bei der
Behebung der Krise und bei der nun fälligen
Rekonstruktion des jugoslawischen Staats-
wesens noch zu spielen vermag. Mit einem
Befürworter der kroatischen Unabhängigkeit
an der Spitze, gegen den sich das serbische
Lager seit dem 15. Mai gesträubt hatte,
dürfte es jedenfalls keine Rückkehr zum
alten Bundesstaat titoistischen Musters ge-
ben.

Über den Rückzug der Armee werden zur-
zeit noch Detailgespräche geführt. Rückzug

in die Kasernen bedeutet offenbar auch Ab-
zug von der Grenze. Damit ist der Versuch,
im Auftrag der Bundesregierung die Grenz-
posten und Zollstellen in Besitz zu nehmen,
gescheitert. Grund dafür war offensichtlich
der unerwartet starke Widerstand der slowe-
nischen Territorialverteidigung, die sich
durch den Einsatz von Panzern und Flug-
zeugen nicht abschrecken liess. Mit diesem
Widerstand hat Slowenien seine Unabhän-
gigkeitserklärung untermauert und s i ch als
Gesprächspartner der Europäischen Gemein-
schaft etabliert - ein Erfolg, der durch die
dreimonatige Aussetzung weiterer Rechts-
akte zur Ausgestaltung der Unabhängigkeit
kaum geschmälert wird.

In den europäischen Hauptstädten wird
zurzeit lebhaft darüber gestritten, ob nicht
die neuen Demokratien in den Teilrepubli-
ken Slowenien und Kroatien schon früherpolitische Unterstützung hätten erhalten sol-

len. Es heisst nun, das Beharren auf der Bel-
grader Bundesregierung als einzigem Ge-
sprächspartner habe diese zum Versuch er-
mutigt, das Streben nach Unabhängigkeit
mit Hilfe der Armee zu unterdrücken. In den
letzten Tagen ist angesichts der dramatischen
Fernsehbilder aus Slowenien die explosive
Situation in Kroatien in den Hintergrund der
Aufmerksamkeit gerückt. Dort haben serbi-
sche Nationalisten den kroatischen An-
spruch auf Unabhängigkeit mit einer eigenen
Unabhängigkeitserklärung für die «Krajina»,
das mehrheitlich von Serben bewohnte Ge-
biet Kroatiens, beantwortet. Bewaffnete Zivi-
listen führen einen Kleinkrieg gegen die
mobilen Spezialeinheiten der kroatischen
Polizei, die die Autorität ihres Staates auf-
rechtzuerhalten suchen.

In Kroatien ist - im Gegensatz zu Slowe-
nien - die Partie noch nicht beendet. Es be-
steht nach wie vor die Gefahr eines nicht
mehr kontrollierbaren Bürgerkriegs zwi-
schen Serben und Kroaten, in den auch die
Armee hineingezogen werden könnte. Diese
wird schon jetzt von kroatischer Seite be-
schuldigt, ihre Schutzfunktion einseitig zu-
gunsten der serbischen Nationalisten in der
«Krajina» auszuüben. Angesichts dieser kri-
tischen Situation wäre es vermessen, wenn
die europäischen Regierungen sich, wie
ihnen dies zurzeit von einem Chor aufgereg-
ter Stimmen nahegelegt wird, im Namen der
Demokratie voll hinter die Regierungen von
Ljubljana und Zagreb stellen wollten. Sie
würden damit riskieren, die Krise nur noch
zu verschärfen. Mahnungen zur Vernunft
und Warnungen vor dem Rückgriff zu den
Waffen, auch Drohungen mit dem Entzug
jeder Hilfe können vielleicht, im Verein vor-
getragen, doch noch der Einsicht zum
Durchbruch verhelfen, dass weitere Kriegs-
handlungen niemandem etwas nützen. Ein-
seitige staatliche Parteinahme könnte da-
gegen, bei aller Sympathie, die der demokra-
tische Neuanfang in den westlichen Teilrepu-
bliken Jugoslawiens verdient, die eine oder
die andere Seite zu einer intransigenten Hal-
tung verleiten und einvernehmliche Lösun-
gen erschweren.

C. /C.

Abzug der Israeli aus dem besetzten Grenzstrei-
fen und aus der nördlichen «Verlängerung» jenes

Streifens mit dem Städtchen Jezzine zu fordern.
Dies soll entsprechend der Sicherheitsratsresolu-
tion 425 aus dem Jahre 1978 geschehen, die den
Abzug der Israeli aus Libanon verlangt. Eine sol-
che Forderung kann jedoch nur glaubwürdig wir-
ken, wenn die libanesische Regierung versichern
kann, sie vermöge den ganzen Süden bis zur
israelischen Grenze zu kontrollieren und bürge
für die Sicherheit in diesem Gebiet.

Feuergefechte

Sidon, I. Juli, (afp) Am Montag abend ist es bei
Sidon nach übereinstimmenden Berichten ver-
schiedener Quellen zu Feuergefechten zwischen
der Armee und Kämpfern fundamentalistischer
Milizen sowie der Palästinensischen Befreiungs-
organisation gekommen. Im Verlauf ihrer Opera-
tionen nahm die Armee 60 Freischärler fest.

Wiedergefundene Einheit zum Abschluss des PSI-Kongresses

Italiens Sozialisten in Wartestellung
Der Kongress der italienischen Sozialisten in Bari ist mit einer Warnung des Parteichefs

Craxi an Ministerpräsident Andreotti zu Ende gegangen. Craxi überging die verschiedenen
inneren Schwierigkeiten und forderte den Regierungschef zu einer klaren Stellungnahme zu
den Reformvorstellungen von Präsident Cossiga auf.

R. St. Bari, 30. Juni

Mit einer geschickten Regie hat es der italieni-
sche Sozialistenführer Bettino Craxi verstanden,
seine parteiinternen Widersacher zum Verstum-
men zu bringen und bei einem weiteren Publikum
die Rückschläge der letzten Wochen vergessen zu
machen. Während zweier Tage liess Craxi der Kri-
tik an seinem Führungsstil und an der zu geringen

Aufmerksamkeit gegenüber den jüngsten Ver-
änderungen im linken politischen Spektrum
freien Lauf; danach schien sich der kritische Ge-
halt des zunächst mit viel Applaus aufgenomme-

nen Widerspruchs in der Gluthitze der Messe-
halle von Bari formlich zu verflüchtigen. Nach-
dem treue Craxianer wie der stellvertretende
Ministerpräsident Martelli einige Fehlentwicklun-
gen in der Partei gegeisselt und sich selbst von
Schuld nicht ausgenommen hatten, waren die
Delegierten weitgehend zufriedengestellt

Kritik von links
Der linke Flügel, der eine Öffnung gegenüber

den Ex-Kommunisten des PDS angestrebt hatte,
verzichtete darauf, ein eigenes Kongressdoku-

ment zur Abstimmung zu bringen. Seine wichtig-

sten Repräsentanten hatten sich davon überzeu-
gen lassen, dass vor einer Allianz mit den Links-
demokraten die Einheit unter den Sozialisten her-
gestellt werden müsse und dass eine Fraktionie-
rung der eigenen Partei diesem Vorhaben abträg-

lich wäre. Für eine Kursänderung des PSI waren
zuvor Claudio Signorile, ein früherer Verkehrs-
minister, ferner Finanzminister Formica und Um-
weltminister Ruffolo eingetreten. Signorile warf
Craxi vor, die Zeichen der Zeit nicht zu verstehen;
insbesondere habe er nicht vermocht, die
Arbeitermassen, die sich nach Auflösung der alten
kommunistischen Partei heimatlos fühlten, für die
Sozialisten zu gewinnen, weil die Partei zu sehr
nach rechts tendiere. Seine rhetorisch ausgefeilte

Rede fand Anklang vor allem auf den Tribünen,
während sich die Delegierten daran erinnern
mochten, dass zu Signoriles Ministerzeiten Ge-
rüchte über unerlaubte Begünstigungen im Um-
lauf waren. Giorgio Rufiolo, der sich dank seiner
korrekten Amtsführung nie solchen Vorwürfen
ausgesetzt hat, plädierte für eine Politik, die sich
mehr an ethische Massstäbe halte. Die Forderung
fand zwar allgemeine Anerkennung, doch nie-
mand wollte daraus die Notwendigkeit eines
Kurswechsels ableiten. Rino Formica forderte den
Austritt des PSI aus der Regierung, um so rasch
wie möglich Neuwahlen zu erzwingen. Dieser
Sicht der Dinge brachte Craxi Verständnis ent-
gegen; die konkreten Schritte für die Einleitung
einer Regierungskrise wollte er sich jedoch vor-
behalten.

Alles in allem erwies sich Craxi wieder einmal
als Meister der Taktik, doch die erwarteten stra-
tegischen Weichenstellungen unterblieben. Nie-
mand schien mehr daran zu denken, dass der

Parteichef mit seiner Parole, das Referendum zu
boykottieren, vor drei Wochen Schiffbruch erlit-
ten hatte; auch die mageren Wahlresultate in Sizi-
lien gehörten der Vergangenheit an. Der PSI will
weiterhin in der Regierung mitwirken. Dazu be-
darf es des Einvernehmens mit der grössten Par-
tei, der Democrazia cristiana. Der PSI will sich
aber auch die Option einer Allianz mit anderen
Linksparteien offenhalten, und deshalb bekämpft
er mit Vehemenz jede Wahlrechtsänderung, die
jenen Parteien eine Prämie bereithält, die sich von
vornherein zum Eingehen einer Koalition ver-
pflichten. Solche programmatischen Absprachen
und Verpflichtungen sind nach Craxis Ansicht für
eine Partei, die nur mit Mühe über 15 Prozent der
Wählerstimmen hinauskommt, schädlich. Bessere
Perspektiven eröffnen sich für sie mit der Volks-
wahl des Präsidenten und dem Übergang zu einer
Präsidialrepublik. Es ist zu erwarten, dass die
Sozialisten den Kampf um eine Verfassungs-

reform in dieser Richtung verstärken.

Präsidialsystem als Paradepferd

In seiner Schlussrede bekannte sich Craxi aus-
drücklich zu den von Präsident Cossiga vorgeleg-
ten Grundzügen einer Verfassungsreform. Cos-
siga geht zwar nicht so weit, das Präsidialregime
als Allheilmittel auszugeben, aber er trifft sich mit
Craxi und den Sozialisten in dem Punkt, dass er
den Entscheid über eine Reform des Regierungs-
systems dem Volk übertragen will. Ministerpräsi-
dent Andreotti hat die Botschaft Cossigas an das
Parlament nicht gegengezeichnet und - im Verein
mit anderen Christlichdemokraten - seine Oppo-
sition gegenüber der präsidialen Auffassung von
der Volkssouveränität kundgetan. Die Über-
höhung der Weisheit des Volkes, das Insistieren
auf das Volk als höchste Quelle des Rechts, er-
innere ihn an Libyen, soll Andreotti gesagt haben.
Craxi forderte den Ministerpräsidenten mit Vehe-
m e nz auf, seine Auffassung von der höchsten In-
stanz im demokratischen Staat zu überprüfen und
zu erklären, warum er die Botschaft des Präsiden-
ten nicht unterzeichnen wollte. Wenn sich der
Gegensatz zwischen Cossiga und der DC nicht
beilegen lasse, stünden die Sozialisten eindeutig
auf seiten Cossigas. Mit dieser Drohung liess er
das Damoklesschwert einer Regierungskrise über
Andreottis Haupt schweben. Wann der Seiden-
faden reisst, vermag niemand zu sagen.

Studentenproteste in Kenya
Nairobi, 1. Juli, (afp) Bei Unruhen an der Moi-

Universität im Nordwesten Kenyas ist ein Student
von der Polizei erschossen worden. Dies berich-
tete die Presse des Landes am Montag. Um wei-
tere Proteste zu verhindern, schlossen die Behör-
den daraufhin die Universität bis auf weiteres.
Die Studenten in Kenya protestieren seit dem
letzten Freitag an allen Universitäten des Landes
gegen die angekündigte generelle Studiengebühr.
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